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Die Mitgliedschaften beider Parteien 
wählten den 33 jährigen, gebürtigen 
Frankfurter, Landtagsabgeordneten und 
Fraktionsvorsitzenden der LINKEN in der 
Stadtverordnetenversammlung, René 
Wilke, mit 100% zu ihrem Kandidaten für 
die Wahl des Oberbürgermeisters am 4. 
März 2018. Außer von LINKEN und Grü-
nen, wird er auch von vielen parteilosen 
BürgerInnen unterstützt und getragen. 

René Wilke bedankte sich für das ein-
stimmige Votum und das damit verbun-
dene große Vertrauen. Er werde weiter-
hin sein bestes geben, um dieses Ver-
trauen zu rechtfertigen. 

In seiner Rede blickte René auf die ver-
gangenen Wochen zurück. „Ich bin fest 
davon überzeugt: Frankfurt geht besser! 
Mit unseren Zukunftswerkstätten haben 
wir gezeigt, dass Politik anders gelebt 
werden kann. Mit den Menschen, statt 
über ihre Köpfe hinweg! So kann er ge-
lingen: Der Aufbruch für unsere Stadt!“ 

Die Wahlkampagne unseres Kandidaten 
steht unter der Überschrift: „Frankfurt 
geht besser!“ 

René sagte in seiner Rede dazu: „Diese 
drei Worte drücken das aus, was unse-
re feste Überzeugung ist: Frankfurt ist 
eine liebenswerte Stadt mit unzähligen 

engagierten Menschen, denen ihre Stadt 
am Herzen liegt. Aber wir sind auch eine 
Stadt der unausgeschöpften Potentiale. 
Frankfurt kann mehr! Als europäische 
Doppelstadt, als Universitätsstadt, als 
soziales, kulturelles und sportliches Zen-
trum der Region und auch als Teil des 
Metropolenraums um Berlin. 

Uns eint der Wille jeden Tag daran zu ar-
beiten, um diese Potentiale endlich zu 
heben. Indem wir Politik, partei- und ge-
nerationsübergreifend neu denken und 
im Miteinander statt im Gegeneinander 
gestalten. Das ist der politische Kultur-
wechsel den wir brauchen! Genau dafür 
stehe ich!“

Zur Nominierung unseres Oberbürgermeisterkandidaten kamen die Kreisverbände der Frankfurter 
LINKEN und Bündnis 90/Die Grünen am Samstag, den 9. Dezember 2017 zu einer gemeinsamen 
Wahlversammlung zusammen

 Dr. Marcus Winter und Alena Karaschinski (Sprecher*innen der Partei Bündnis90/Die Grünen Frankfurt (Oder)), 
Oberbürgermeister-Kandidat René Wilke und Thomas Nord (Kreisvorsitzender DIE LINKE. Frankfurt (Oder) (v.l.n.r.)



Der Rote HahnSeite 2 | AUSGABE 10.2017

Termine
Vereinte Nationen (UN)

18. Dezember

Internationaler Tag der Migrant*innen
Bundesrat

18. Dezember

Gedenken für die Opfer des 
Völkermordes an den Sinti und Roma

01. Januar

Sieg der Revolution/Tag der Befreiung 
(Kuba)
DIE LINKE. Frankfurt (Oder), DIE LINKE. Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung Frankfurt (Oder)

11. Januar, 17:00 Uhr

Neujahrsempfang 2018
JJ Kleist Forum Frankfurt (Oder), Platz 

der Einheit, 15230 Frankfurt (Oder)

01. Januar 1993
Die Regelungen für den Europäischen Binnenmarkt 
treten in Kraft.

04. Januar 1993
Die Stiftung Archiv der Parteien und Massenorga-
nisationen der DDR im Bundesarchiv nimmt ihre 
Arbeit auf.

05. Januar 1983
Die Regierungschef der Staaten des Warschauer Ver-
trags schlagen in Prag den NATO-Staaten ein Abkom-
men über Gewaltverzicht vor.

Historische EreignisseJahrestage
16. Dezember 2001
†† Stephan Heym

23. Dezember 1888
ÃÃ Friedrich Wolf

Friedrich Wolf war ein deutscher Arzt, Schriftsteller 
und kommunistischer Politiker

24. Dezember 1946
ÃÃ Michael Schumann

15. Dezember 1919
†† Rosa Luxemburg

15. Dezember 1919
†† Karl Liebknecht

Zum Geburtstag gratulieren wir sehr herzlich:
Hans Retterath am 18.12. zum 91.; Christa Fischer am 21.12. zum 83.; 
Karl-Heinz Moritz am 21.12. zum 72.; Wolfgang Schmidt am 22.12. zum 85.; 
Hannelore Kulla am 23.12. zum 84.; Karl-Ernst Ehwald am 26.12. zum 79.; 
Theodor Plontasch am 27.12. zum 83.; Helmut Hirthe am 30.12. zum 84.; 
Ingeborg Senst am 02.01. zum 90.; Erika Glage am 04.01. zum 82.

Stand 13.12.2017

Information
Freitags von 10:00 bis 13:00 Uhr 
steht Joachim Wawrzyniak in der 

Kreisgeschäftstelle der Frankfurter 
LINKEN als Gesprächspartner 
zu folgenden Themen bereit:

ALG I
Wann, wie und wo muss ich mich arbeitslos 
melden? Welche Leistungen gibt es und ist 
das Arbeitslosen Geld richtig berechnet? 
Was ist bei einer Eingliederungsvereinba-
rung (gilt auch bei Hartz IV ) zu beachten. 
2016 wurden bei ca. 3,5 Millionen Arbeits-
losengeld I Empfänger – 753.000 von 
ihnen vom Arbeitsamt Sanktioniert.

ALG II – Hartz IV
Viele Beschäftigte haben einen Mini-Job, 
Leiharbeit oder Werksverträge und andere 
Erwerbstätige geraten durch Niedriglohn 
immer wieder in existenzielle Nöte und 
müssen ihren Lohn mit Arbeitslosengeld II 
aufstocken. Welche ergänzenden finanziel-
len Leistung stehen einem zu. 
Des weiteren geht es um KDU ( Kosten der 
Unterkunft ) Schulstarterpaket, Klassenrei-
sen, Teilhabepaket und Anschaffungen ( z.B. 
Waschmaschine, Kühlschrank, Brille usw. ).

Auf prekäre Arbeit 
folgt Armut im Alter

Wenn das Einkommen für den Lebensunter-
halt im Alter nicht ausreicht sollte bis 823,- 
Euro Einkommen prüfen lassen ob ihm noch 
Anteile an Grundsicherung im Alter zusteht.  
Wer bekommt Grundsicherung?  
Wie hoch ist die Grundsicherung? 
Müssen Kinder für ihre Eltern zahlen?

Dies alles und weiteres können wir in 
einem persönlichem Gespräch erörtern.

DIE LINKE. Frankfurt (Oder) 
Kreisgeschäftsstelle 

Zehmeplatz 11, 15230 Frankfurt (Oder) 
5. Etage, Telefon: 0335 / 400 20 47

Schließzeiten zum Jahreswechsel 
Die Kreisgeschäftstelle der Frankfurter LINKEN und die Wahlkreisbüros der 
Abgeordneten René Wilke (MdL), Thomas Nord (MdB) und Helmut Scholz bleiben in der 
Zeit vom 20. Dezember 2017 bis einschließlich 7. Januar 2018 geschlossen.
Die Kreisgeschäftsstelle ist ab dem 9. Januar wieder geöffnet.

Kassenzeiten in der Kreisgeschäftsstelle
Donnerstag, 04.01.2018, 13:30 bis 16:00 Uhr
Donnerstag, 18.01.2018, 13:30 bis 16:00 Uhr
(Es ist bitte zu beachten, dass die Abrechnung von Spenden- und Beitragslisten, 
die Barzahlung von Mitgliedsbeiträgen und Spenden sowie die Beantragung von 
Auslagenrückerstattungen nur zu den Kassenzeiten in der Kreisgeschäftstelle erfolgen kann.)

Neujahrsempfang 2018
Frankfurt geht besser
10. Januar, 17:00 Uhr
Kleist Forum Frankfurt (Oder)
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Nachdem den rechtlichen Anforde-
rungen zur Aufstellung und Wahl 

des Kandidaten/der Kandidatin Genüge 
getan war, ergriffen der Kreisvorsitzende 
der LINKEN Genosse Nord und die 1. 
Sprecherin von Bündnis 90/DIE GRÜ-
NEN  Frau Karaschinski das Wort.  

Beide Vorsitzende verwiesen zwar auf 
Unterschiede zwischen beiden Parteien, 
aber die Erfahrungen gemeinsamer Ar-
beit auf kommunaler Ebene und die Ver-
antwortung für die Zukunft dieser Stadt 
veranlassen beide Parteien, die Bewer-
bung René Wilkes für das Amt des Ober-
bürgernmeisters zu unterstützen und da-
für erstmalig und bisher einzigartig eine 
Listenverbindung einzugehen und ihn als 
gemeinsamen Kandidaten aufzustellen, 
für dessen Erfolg in der Wahl die Poten-
tiale beider Parteien voll auszuschöpfen 
und nach erfolgreicher Wahl ihm als neu-
en OB zur Seite zu stehen. 

Genosse Thomas Nord schätzte auf 
Grund der langjährigen Zusammenar-
beit mit René Wilke ein, dass dieser das 

Wissen, die Fähigkeiten, die Erfahrungen 
und die charakterlichen Eigenschaften 
mitbringt, um an der Spitze der Verwal-
tung diese Stadt  auf ihrem Weg zu ei-
ner sozial gerechteren, lebenswerten, 
weltoffenen, nachhaltigen Stadt voran-
zubringen. Die drei Werkstätten in den 
vergangenen Wochen sind ein Beispiel 
dafür, dass Genosse Wilke auf die Men-
schen zugeht und über Parteigrenzen hi-
naus Menschen gewinnen kann, damit 
sie sich für das Zusammenleben in der 
Stadt einbringen.

Frau Karaschinski beschrieb die Vision 
für eine Stadt, die das natürliche Ober-
zentrum der Region sein kann und sein 
muss, einer Stadt, die lebenswert für 
Jung und Alt sein kann, ein „Geheimtipp“ 
für all jene, die das Zusammenleben von 
Deutschen und Polen erleben wollen. 

Für eine solche Vision ist ein Gene-
rations- und Kulturwechsel notwen-
dig, der mit dem gemeinsam aufge-
stellten Kandidaten gegeben ist. Sie 
rief die Mitglieder beider Parteien dazu 

auf, alle Kräfte zu bündeln: „Wir kön-
nen es schaffen, packen wir es an.“ 
Anschließend begründete René Wilke in 
einer bewegenden Rede seine Kandida-
tur.

Kritisch legte er den Finger auf viele 
wunde Punkte der Stadt, an de-
ren Überwindung  DIE LINKE schon 
in der Vergangenheit gekämpft habe. 
Aus tiefer Überzeugung kommt er  
zum Schluss: Aus dieser Stadt kann man 
mehr machen - „Frankfurt geht besser“. 

Er umriss schwerpunktmäßig sein Pro-
gramm, in das in nächster Zeit u. a. 
auch die Ergebnisse der drei Werkt-
sätten einfließen werden. Es wird zum 
Neujahrsempfang vorgestellt werden.  
Nach seiner Rede unterstützten fünf Teil-
nehmerInnen seine Bewerbung.

Die anschließende Wahl ging mit dem 
überwältigenden Ergebnis von 100% Zu-
stimmung zu Ende.

Sonnhild Grünberg

AUSGABE 10.2017 | Seite 3

Rot-Grüne Visionen für Frankfurt
Auf der gemeinsamen Versammlung der Kreisverbände DIE LINKE Frankfurt (Oder) und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN Frankfurt (Oder) zur Bestimmung der Berwerberin/des Bewerbers für die 
Oberbürgermeisterwahl 2018 dominierte eine optimistische, kämpferische Aufbruchstimmung
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Zwischen den Wahlgängen wurde de-
battiert und Impressionen von den 

drei Werkstätten in Vorbereitung auf 
die Kandidatur Genossen Wilkes für das 
Amt des Oberbürgermeisters gezeigt. 
Eingangs sprach Genosse Thomas Nord 
zu einigen Schwerpunkten der Politik der 
Partei DIE LINKE nach der Bundestags-
wahl und der Absage der Kreisgebietsre-
form im Land Brandenburg.

Er dankte nochmals allen Genossen, den 
jungen wie den alten, für das große Enga-
gement während des Wahlkampfes. Die 
Ergebnisse der Bundestagswahl zeigten 
noch einmal nachdrücklich, dass die Par-
tei u. a. ein strukturelles Problem habe. 
Durch zahlreiche Neueintritte – sehr er-
wünscht und sehr notwendig - finde ein 
Verjüngungsprozess statt, der sich aber 
in den urbanen Zentren vollziehe. Es 
stellt sich die Frage, wie diese positive 
Entwicklung auch in die Fläche getragen 
werden kann. Das wird ein Schwerpunkt 
beim Bundesparteitag im kommenden 
Jahr in Leipzig sein. 

Daran hängen auch Antworten auf  sol-
che Fragen ab, wie linke Politik zur 
komplizierten nationalen und interna-
tionalen Lage in die Gesellschaft hi-
nein kommuniziert werden kann. 
Des weiteren sei es wichtig, dass die 
Debatten im Parteivorstand nach au-
ßen in sachlicher Art getragen wer-
den und verwies auf das Beispiel 
der Flüchtlingspolitik. Insgesamt lie-
ge ein weiterer Schwerpunkt auf 
der Vermittlung politischer Inhalte. 
Bezogen auf die Politik der LINKEN auf 
Landesebene beurteilte Genosse Nord 

die Absage der Kreisgebietsreform nicht 
als Ende der Koalition mit der SPD. 

Aber es sei unumgänglich, dass es das 
Ziel auf dem Landesparteitag im März 
sein muss, aus der politischen Defensi-
ve heraus und in die Offensive zu kom-
men. Damit richtet sich der Fokus auch 
auf die kommenden Wahlkämpfe, zu de-
nen auch der für das Amt des Oberbür-
germeisters in Frankfurt gehört. Der neu 
zu wählende Landesvorstand muss die 
neue politische Strategie und die sich 
daraus ergebenden Aufgaben festlegen 
und umsetzen. Dafür werde jede Genos-
sin und jeder  Genosse gebraucht. Mit 
Blick auf die OB-Wahl sei es notwendig, 
mit möglichst vielen Bürgerinnen und 
Bürgern ins Gespräch zu kommen.

In der Diskussion ergriffen drei Genos-
sinnen und Genossen das Wort. Der Vor-
schlag , traditionsgemäß wieder für die 
Frankfurter Tafel zu unterstützen, wurde 
aufgegriffen und erbrachte am Ende ei-
nen Betrag von 324,50 Euro. Weiterhin 
wurde die derzeitige Arbeit am „Roten 
Hahn“ thematisiert. Es wurde an die 
große Verantwortung appelliert, Genos-
sen René Wilke im Wahlkampf und dann 
bei seinem hoffentlich erfolgreichen Ein-
zug ins Rathaus bei seinem schönen und 
zugleich schwierigen Amt zu unterstüt-
zen.

Die Wahlgänge verliefen unter der Lei-
tung der Wahlkommission satzungsge-
mäß. Alle Kandidaten wurden mit groß-
er Mehrheit gewählt.

Elke Thiele
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Richtungsweisende Entscheidungen
Am Sonnabend, dem 9.12.2017, fand die 2. Tagung des Kreisparteitages DIE LINKE statt. 
Schwerpunkt waren die Wahlen der Delegierten und deren Vertreter zum  Bundesparteitag bzw. 
Landesparteitag sowie für den Landesausschuss.



Der Rote HahnDer Rote Hahn AUSGABE 10.2017 | Seite 5

Ergebnisse des 6. Kreisparteitages
1. Tagung des 
6. Kreisparteitages (14.10.2017)
Auf der 1. Tagung des 6. Kreispartei-
tages am 14. Oktober 2017 wurden 
folgende Genoss*innen in den Kreis-
vorstand gewählt:

Kreisvorsitzender 
Thomas Nord

Kreisschatzmeister 
Frank Hühner

Mitglieder des Kreisvorstandes 
Annelie Böttcher 
Elke Thiele 
Jan Augustyniak 
Tom Berthold 
Thomas Bley 
Hubert Richter 
Joachim Wawrzyniak

2. Tagung des  
6. Kreisparteitages (09.12.2017)

Auf der 2. Tagung des 6. Kreispar-
teitages am 9. Dezember 2017 wur-
den folgende Genoss*innen als 
Vertreter*innen für Bundes- und Lan-
desparteitag, sowie für den Landes-
ausschuss gewählt:

Delegierte Bundesparteitag 
Annelie Böttcher 
Frank Hühner

Ersatzdelegierte Bundesparteitag 
Tom Berthold  
Christiane Graf

Delegierte Landesparteitag 
Sandra Seifert 
Annelie Böttcher 
Kerstin Meier 

René Wilke 
Tom Berthold 
Frank Hühner

Ersatzdelegierte Landesparteitag 
Lisa Hölzer 
Christiane Graf 
Christiana Rothe 
Jan Augustyniak 
Achim Wawrzyniak 
Stefan Schwartz

Vertreter*in im Landesausschuss 
Jan Augustyniak 
 
Ersatzvertreter*in im Landesaus-
schuss 
Tom Berthold

Wir gratulieren allen Gewählten sehr 
herzlich und wünschen viel Kraft für 
die neuen Aufgaben.

Diesmal für unseren OB-Kandidaten 
René Wilke. Neben den allbekannten 
Formen wird es in diesem Wahlkampf 
wegen der Jahreszeit weniger Info-Stän-
de geben, stattdessen mehr direkte Ge-
spräche mit den Bürgern unserer Stadt 
in unterschiedlichster Form. Der Wahl-
kampf wird nicht in erster Linie auf der 
Straße, sondern in Räumen stattfinden 
– INDOOR, wie man heute neudeutsch 
sagt.

Zunächst hat René im November/De-
zember in „Zukunftswerkstätten“ ge-
meinsam mit Interessierten über Vorstel-
lungen und Möglichkeiten der Entwick-
lung unserer Stadt in den nächsten 10 

Jahren diskutiert. Die Ergebnisse finden 
in das „Programm für Frankfurt“ Eingang. 
Das Programm und seine Vorstellungen 
zur künftigen Amtsführung des Ober-
bürgermeisters möchte René mit mög-
lichst vielen Menschen in kleinen Run-
den, sogenannten „Wohnzimmergesprä-
chen“ diskutieren, um sie zu gewinnen, 
ihn mit ihrer Stimme am 4. März 2018 
zum Oberbürgermeister unserer Stadt 
zu wählen. 

Wie alle Wahlkämpfe, muss auch dieser 
finanziert werden. Dabei sind wir auf die 
Spenden unserer Mitglieder, Sympathi-
santen, Freunde und Menschen ange-
wiesen.

Aus diesem Grund hat unser Kreisvor-
stand beschlossen, dafür ab sofort - und 
insbesondere ab Januar 2018 - Spenden 
zur Finanzierung des OB-Wahlkampfes 
bei Bürgern unserer Stadt einzuwerben. 
Spendenlisten hierfür liegen in der Ge-
schäftsstelle bereit.

Hans Westphal

Wieder ist Wahlkampf
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Die Wahlkampfforderungen der Linken aktueller denn je. Die Bundestagswahl fand am 24. 
September statt. Mitte Dezember ist das Ende der Kungelei um die Bildung der Bundesregierung 
noch nicht absehbar.

Sozial - Gerecht - Frieden

In den Medien wird  gestritten und spe-
kuliert: Jamaika oder Große Koalition 

oder Minderheitsregierung oder Neu-
wahlen. Die Probleme werden hin und 
her gewälzt. 

Ist nun jetzt, nach dem Partei-
tag der SPD, eine Lösung in Sicht? 
Der Bundespräsident  und die Politi-
ker von CDU/CSU, FDP, Grüne und SPD 
sprechen davon, dass die „staatspoli-
tische Verantwortung, das „Wohl des 
Landes“ und der „Wählerwille“ vor den 
Interessen der Parteien, selbst vor ihren 
Wahlkampfzielen, stehen sollten.

Neuwahlen sind für sie keine Option. Na-
türlich wird das Risiko, nochmals Stim-
men zu verlieren und bereits erkämpfte 
Stühle im Bundestag aufs Spiel zu setzen 
sowie das Risiko einer schwindenden 
Aussicht auf Regierungsposten, nicht öf-
fentlich gemacht.

CDU/CSU und Grüne bemühen sich um 
ein Bild des Bedauerns, dass die Jamai-
ka-Koalition nicht zustande gekommen 
ist, weil die FDP buchstäblich in letzt-
zer Minute vor der Einigung die Sondie-
rung beendete. Und das, obwohl die Grü-
nen  nach den Worten eines Kommenta-
tors bis zur „Vorhölle“ von den Kernaus-

sagen ihres Wahlprogramms abgerückt 
waren. Man stand vor der Einigung, wie 
die Wirtschaft gefördert werden muss, 
damit die Großaktionäre zufrieden sind, 
und  auch dazu, was für die Mehrheit der 
abhängig Erwerbstätigen, für Rentner, 
Arme und Migranten nicht getan werden 
sollte. Was bewog den Vorsitzenden der 
FDP Christian Lindner auszuscheren? Vi-
zekanzleramt, nebst Ministerposten, so-
wei mehrere Regierungsstühle für seine 
Mannschaft wären ihm sicher gewesen. 
Lindners Erklärung gibt den Aufschluss: 
Die FDP sei für eine „Trendwendung ge-
wählt worden“. Diese Trendwendung war 
nicht erreichbar, „nicht in der Bildungs-
politik, nicht bei der Flexibilisierung der 
Gesellschaft, nicht bei der Stärkung der 
Marktwirtschaft, auch nicht bei einer ge-
ordneten Einwanderungspolitik“.

Offenkundig geht es der FDP um eine 
noch stärkere neoliberale Durchdrin-
gung der Gesellschaft. Der Präsident der 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbei-
tergeberverbände Ingo Kramer, langjäh-
riges Mitglied der FDP, richtete vom „Ar-
beitergebertag“ in Berlin entsprechende 
Forderungen an die künftige Bundesre-
gierung. Von der SPD verlangte er, sich 
von Gerechtigkeitsforderungen zu verab-
schieden.

Zeitnahe Ereignisse lassen erkennen, 
was unter weiterer „Flexibilisierung der 
Gesellschaft und Stärkung der Markt-
wirtschaft“ zu verstehen ist. Im Poker 
um die insolvente Gesellschaft AIR Ber-
lin wurden einige Tausende Beschäftigte 
auf die Straße gesetzt. Nicht einmal 
die Mittel für eine halbjährliche Über-
gangszeit wurden gewährt. Ungeach-
tet von Milliarden Gewinne kündigt der 
Siemens-Konzern die „Einsparung“ von 
7000 Arbeitsplätzen an. 

Damit der NATO und den Rüstungskon-
zernen nicht Zweifel an deutscher Poli-
tik kommen, verkündete die geschäfts-
führende Bundesverteidigungsministe-
rin van der Leyen vor dem Bundestag: 
„Deutschland steht für Verlässlichkeit“. 
Diese „Verlässlichkeit“ findet ihren Aus-
druck darin, dass der Bundestag als ei-
ner seiner ersten Handlungen sieben 
Auslandseinsätze der Bundeswehr ver-
längerte. Das geschah mit den Stimmen 
von CDU/CSU, FDP, Grüne und SPD. Van 
der Leyens Kollege Bundesagrarmini-
ster Schmidt (CDU) bewies den Großak-
tionären des Agrarkonzern Monsato die 
Verlässlichkeit der CDU/CSU durch sei-
ne Zustimmung in der EU, den Vertrieb 
des umwelt- und gesundheitsschäd-
lichen Pflanzenschutzmittels Glyphosat 
für weiter fünf Jahr zu ermöglichen.

In den Spekulationen über möglihe Re-
gierungskoalitionen ist oft vom „Wohl 
des Landes“ die Rede. Gedacht und ge-
handelt wird eher für das Wohl der Groß-
aktionäre und Superreiche. Es ist doch 
merkwürdig, dass die BRD, die in der EU 
zu Sparzwängen und Aufrüstung den Ton 
angibt, an dem EU-Sozialgipfel in Göte-
borg nicht teilnahm. Auf dem jüngsten 
Weltklimagipfel, der in Bonn tagte, gab 
es keine deutschen Initiativen.. Ein Bei-
tritt zum Antikohlgipfel erfolgte nicht. 
Die herrschende Politik berührt es kaum, 
dass Sozialverbände im Sparzwang an-
gesichts der zu erwartenden Kälte sich 
um eine unehmend Zahl der Obdach-
losen, Tafelbesucher, Armen, also der 
Hilfsbedürftigen, sorgen. 
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„Der Sauerstoff der Demokratie“, so schrieb Eric Gujer in der NZZ, „ist der politische Wechsel“. Sinkt 
der Sauerstoffanteil in der Luft, kommt es zu Atembeschwerden.

In Deutschland gibt es z. B. fast eine Mil-
lion Wohnungslose. Nun hat der Bun-
despräsident Steinmeier, „Experte für 
neoliberale Projekte und Diplomatie“, 
den Vorsitzenden der SPD Martin Schulz 
genötigt, sich der „staatspolitischen Ver-
antwortung“ der SPD bewusst zu wer-
den. Martin Schulz kündigte nach der 
Wahlniederlage am 24. September eine 
„Erneuerung der SPD als Oppositions-
führerin im Bundestag“ an.  In den bisher 
von SPD-Politikern geäußerten Bedin-
gungen für eine erneute Partnerschaft 
mit der CDU/CSU geht es nur noch um 
Stückwerk aus ihrem Wahlprogramm. 

Martin Schulz war Gast des „Arbeitsge-
bertages“. Unüberhörbar dankte er dem 
Verbandspräsidenten Ingo Kramer dafür, 
dass dieser sich zu einer „Sozialpartner-
schaft“ bekennt. Deutsche Firmen be-
zeichnete Martin Schulz als „weltweite 
Vorbilder“.

Egal nach welchem Modell die künftige 
Bundesregierung unter Mitwirkung der 
SPD gebildet wird, die SPD wird einge-
bunden und trägt weiter Verantwor-
tung für die neoliberale Politik. Das poli-
tische Geschehen nach der Bundestags-
wahl macht deutlich, dass die linke For-

derung „Sozial – Gerecht - Frieden“ ak-
tuell bleibt.

Die Linkspartei ist gefordert im Bun-
destasg, in den Landtage und Kom-
munen für diese Forderung einzutre-
ten. Dem widmet sich der von vielen 
Frankfurtern direkt in den Landtag ge-
wählte Abgeordnete René Wilke mit In-
itiativen zum Wohle unserer Stadt. 
Als Kandidat für das Amt des Oberbür-
germeisters gehört ihm unsere Unter-
stützung. 

Horst Dahlmann

In den vergangenen zwei Mona-
ten macht sich ein lastender Druck 

auf dem Brustkasten der Republik be-
merkbar. Es werden Erinnerungen an 
die vierte Legislatur von Helmut Kohl 
wach. Sie roch nach schwerer, abge-
standener Luft. Am Ende der Jahre 1994 
bis 1998 schied das erste Mal in der Ge-
schichte der Bundesrepublik ein Kanz-
ler regulär aus dem Amt. Freiwillig ging 
er nicht. Auch nicht nach 16 Jahren. 
 
Die Initiative für den Regierungswechsel 
wurde auf dem Mannheimer Parteitag 
der SPD von 1995 begonnen, drei Jah-
re vor der nächsten Wahl. Oskar Lafon-
taine drängte Rudolf Scharping aus dem 
Parteivorsitz, am Ende wurde aber nicht 
Lafontaine, sondern Gerhard Schrö-
der Kandidat der SPD. Er setzte sich ein 
zweites Mal bei der Agenda 2010 Poli-
tik über Lafontaine hinweg und der »ge-

fährlichste Mann 
Europas«, wie er 
manchmal in Zei-
tungen genannt 
wurde, schmiss 
das Amt des Fi-
nanzministers. 

Lafontaine verließ die SPD und trat der 
WASG bei. Zusammen mit Gregor Gysi 
gab er 2005-2007 den zentralen Im-
puls zur Gründung einer neuen Par-
tei aus WASG und PDS. DIE LINKE hat-
te dieses Jahr ihren 10. Geburtstag. 
 
Bezogen auf die vor uns liegende Wahl-
periode ist nur noch das »Wie?« des 
Amtsendes von Angela Merkel eine of-
fene Frage. Kohl verzichtete 97 nicht auf 
eine weitere Kandidatur. Die Union war 
zur personellen Erneuerung nicht in der 
Lage. Die Union war auch 1999 nicht 
erneuerungsfähig, als der jetzige Bun-
destagspräsident Schäuble Parteivor-
sitzender wurde. Sein Rücktritt wurde 
durch die Aufdeckung der Schwarzkon-
ten- und Schwarzkofferaffäre erzwun-
gen. Merkel erklomm 2000 den Partei-
vorsitz, sie drängte Friedrich Merz nach 
der Wahl 2002 aus dem Fraktionsvor-

sitz. Seit 17 Jahren ist sie Vorsitzende, 
seit 12 Jahren regiert »Kohl's Mädchen«. 
 
Von der letzten Verteidigerin der frei-
en Welt zur letzten Verteidigerin ihrer 
vierten Amtszeit ist die Stellung von An-
gela Merkel seit dem September verlau-
fen. Die vierte Wahlperiode Merkels be-
ginnt nun schwer an der Union zu hän-
gen, sie scheint trotz innerparteilichen 
Rumorens wie von 94 auf 98 nicht erneu-
erungsfähig. Das Präsidium hat einen für 
den 16. Dezember geplanten Parteitag 
protestlos abgesagt. Im Unterschied zu 
Kohls letzter Amtszeit gab es auf dem 
Berliner Parteitag der SPD keine perso-
nelle und inhaltliche Erneuerung. 

Obwohl DIE LINKE ein stabiles, leicht 
gewachsenes Fundament hat, ist in der 
Gesellschaft derzeit keine Stimmung 
in Sicht, aus der heraus eine neue lin-
ke Bewegung entstehen könnte. Es at-
met sich schwer in abgestandener Luft, 
sie bräuchte allenthalben frischen Sau-
erstoff.

Thomas Nord
Mitglied des Deutschen Bundestages/ DIE LINKE

Kreisvorsitzender DIE LINKE. Frankfurt (Oder)
�� www.thomas-nord.de

Der Sauerstoff der Demokratie
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Bei einem unbekannten Autor habe 
ich gelesen : Das Schönste an jedem 

fremden Land ist die Sehnsucht. Ob-
wohl mir Kuba natürlich nicht fremd ist, 
die Sehnsucht, das Land erneut zu besu-
chen und viele Freunde wiederzusehen, 
war groß. 

Deshalb fand im November meine drit-
te Kuba-Reise in den vergangenen zwei 
Jahren statt. Gerade nach dem Hurri-
kan Irma wollte ich ein Zeichen mei-
ner Solidarität mit Kuba setzen. Das ei-
gentliche Ziel meiner Reise bestand da-
rin, mein 44. Miniaturbuch mit dem Ti-
tel "Kuba bleibt Kuba", vorzustellen. Der 
Titel ist zugleich Ausdruck meiner poli-
tischen Grundhaltung zu dem zwar fer-
nen, mir im Herzen immer nahen Kuba. 
Aber, es wurde viel mehr. Da in unserer 
Gesellschaft Massen- medien auch K(l)
assenmedien sind, einige uns vorenthal-
tene Fakten zum Hurrikan Irma im Sep-
tember 2017 auf Kuba. Das Land hat ca. 
11,2 Millionen Einwohner. 1.863.589 Per- 
sonen wurden geschädigt und erhielten 
Hilfe. Aus den Provinzen Kubas wurden 
158.554 beschädigte Wohnungen ge-
meldet. Davon wurden fast 15.000 völ-
lig zerstört. Über 103.000 Wohnungen 
wiesen Schäden an Dächern auf. Was 
besonders tragisch war, zehn Menschen 
starben durch den Hurrikan. Es war be-
reits der zwölfte, der seit 2000 Kuba 
traf. Aber, die Kubanerinnen und Kuba-
ner haben mit unbeschreiblichem Ein-
satz in sehr kurzer Zeit, fast alle Schäden 
beseitigt. Obwohl die Reisebuchungen 

für Kuba im September um 50 % zurück-
gingen, haben bisher 2017 700.000 Tou-
risten mehr Kuba besucht als 2016. Eine 
für Kuba wirtschaftlich notwendige Ein-
nahmequelle. Mein Freund Yodier Cabre-
ra Rosales vom Institut für Völkerfreund-
schaft in Havanna, hatte ein sehr an-
spruchsvolles Programm für mich vorbe-
reitet. Darunter ein herzliches Gespräch 
mit Jorge L. Luna Mendoza, Direktor für 
Kommunikation von PRENSA LATINA. Im 
Ergebnis des Dialoges entstand ein Bei-
trag, der in ganz Lateinamerika verbrei-
tet wurde. Er machte Frankfurt (Oder) 
noch mehr bekannt. Unvergessen bleibt 
mir das Gespräch mit Dr. Jesus Insula 
Pena, leitender Funktionär des Schrift-
stellerverbandes von Kuba. Übrigens, Dr. 
Jesus Insula Pena beherrschte die säch-
sische Mundart fast besser als ich, denn 
er hatte in meiner früheren Heimatstadt 
Leipzig studiert. Er schlug mir vor, mei-
ne zwei Kuba- Miniaturbücher "Kuba 
im Herzen" von 2016 und "Kuba bleibt 
Kuba" von 2017 ins spanische zu über-
setzen und in einem Band auf Kuba zur 
Internationalen Buchmesse im Febru-
ar 2018 herauszugeben.Zu dieser Buch-
messe lud er mich ein.

Einen für mich besonderen Menschen 
lernte ich, vermittelt von Werner Ge-
ricke aus Berlin, mit Jose Ruben Lores 
Cutino kennen und sehr zu schätzen. Er 
war viele Jahre Militärattaché der Bot-
schaft Kubas in der DDR. Von Nostalgie 
oder Verklärtheit der Geschichte weit 
entfernt, ich habe auch bei dieser Ku-

ba-Reise wieder viele Menschen getrof-
fen, die in der DDR gear- beitet oder stu-
diert haben. Ihre Erinnerungen, so ihre 
übereinstimmende Meinung, die lassen 
sie sich geprägt durch viele persönliche, 
bis heute bestehenden Freundschaften, 
nicht nehmen. Übrigens, mein 44. Mini-
aturbuch "Kuba bleibt Kuba" mit dem da-
rin in deutsch und spanisch enthaltenen 
Vorwort des kubanischen Botschafters 
in Deutsch- land, René Juan Mujica Can-
telar, fand als mein Solidaritätsgeschenk 
viel Zustimmung. Was bleibt ? Vor allem 
meine Überzeugung, die Kubanerinnen 
und Kubaner gehen weiter den von Fidel 
Castro vorgezeichneten sozialistischen 
Weg, Schwierigkeiten trotzend und sie 
beseitigend, weiter. Aber, nicht weil sie 
es, wie uns der Zeitgeist ein zureden ver-
sucht, "verordnet" bekommen sondern 
sie es in ihrer überwiegenden Zahl auch 
selbst wollen.

Erik Rohrbach
Mitglied DIE LINKE. Faktion in der

Stadtverordnetenversammlung Frankfurt (Oder)

Unsere Solidarität mit Kuba ist zeitlos
Bei einem unbekannten Autor habe ich gelesen : Das Schönste an jedem fremden Land ist die 
Sehnsucht. Obwohl mir Kuba natürlich nicht fremd ist, die Sehnsucht, das Land erneut zu besuchen 
und viele Freunde wiederzusehen, war groß. 
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Miteinander und voneinander lernen
Unter diesem Motto wurde in der 

zweiten Veranstaltung dieses Se-
mesters der Seniorenakademie eine Sei-
te aufgeschlagen, die vom Zusammenle-
ben deutscher und polnischer Bürger in 
unserer Stadt zeugt.

In einem ersten Vortrag referierte Frau 
Christa Moritz, Geschaftsführerin des 
gemeinnützigen GmbH  Arbeiten und le-
ben in historischen Gebäuden (Arle) zum 
Thema „ Aufgaben der WoWi und das Zu-
sammenleben  von Deutschen und Po-
len in den Häusern der Wowi“. Zu Beginn 
erhielten die Seniorinnen und Senioren 
einen Überblick über den Vermietungs-
stand und den damit verbundenen Auf-
gaben der Wowi. So vermietet die Wowi 
gegenwärtig 7211 Wohnungen aus ihrem 
Bestand von 7736 Wohnungen an Miete-
rinnen und Mieter aus  allen sozialen und 
Altersschichten, an In- und Ausländer zu 
gleichen Konditionen.

Darunter fallen auch 250 Wohnungen, 
die an polnische Staatsbürger vermietet 
werden. Um das Miteinander der Mie-

terinnen und Mieter aus 52 Nationen 
kümmert sich die Arle, deren Arbeit auf 
der Grundlage der Werte Förderung in-
ternationaler Gesinnung, Toleranz und 
Völkerverständigung basiert. Frau Mo-
ritz konkretisierte das u. a. am Bolfraß-
haus, dem Zentrum der deutsch-pol-
nischen Zusammenarbeit in der Stadt 
und der Netzwerkstelle  der deutsch-
polnischen Zusammenarbeit, die im De-
zember sanierte und behindertenge-
recht gestaltete Räume in der Slubicer 
Straße beziehen wird. Deutsche und 
polnische Bürgerinnen und Bürger, jun-
ge wie alte, können den Sprachkurs in 
Anspruch nehmen, werden so wie 2016 
die märchenhafte Vorweihnacht erle-
ben oder in der Wichtelwerkstatt in der 
Karl-Marx-Straße 180 sich kreativ be-
tätigen können. Die Termine dafür wer-
den die regionalen Medien sowie die 
Internetseite der Wowi übermitteln.  
 
Leider blieb wenig Zeit für den zwei-
ten Vortrag, in dem Herr Ariel Pawel-
czyk, Manager bei Home Partner Nie-
ruchomosci in Slubice, über die Woh-

nungssituation in seiner Stadt berich-
tete. So ist nur jede 10. Wohnung  eine 
kommunale und steht für die rund 19 
000 Einwohner zur Verfügung. So orien-
tiert sich die Mehrheit auf dem privaten 
Sektor als Mieter bzw. kauft oder baut 
Wohneigentum. Der hohen Nachfrage 
entspricht auch ein hoher Preis sowohl 
bei den Mieten als auch für das Wohnei-
gentum. Für junge Polen gilt die Maxi-
me: sich um einen sicheren Arbeitsplatz 
und um eine eigene Wohnung kümmern. 
 
Beiden Referenten und der Überset-
zerin Frau Natalia Szulc galt anschlie-
ßend der Dank der deutschen und pol-
nischen Seniorinnen und Senioren. 
Die nächste Veranstaltung findet am 12. 
Dezember im Collegium Polonicum statt.

Sonnhild Grünberg
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DIE LINKE. Frankfurt (Oder) im Wandel
Im Sinne einer diskriminierungsfreien Sprache unter Berück-
sichtigung aller biologischen und sozialen Geschlechter wird 
im folgenden Text bei nicht geschlechtsneutralen Bezeich-
nungen die Schreibweise „*in“ / „*innen“ verwendet. 

Leitantrag an den 6. Kreisparteitag,  
1. Tagung am 14. Oktober 2017

DIE LINKE. Kreisverband 
Frankfurt (Oder) im Wandel 

1. Präambel
Eine historische Zäsur: erstmals seit vielen Jahrzehnten sit-
zen wieder Nazis im Deutschen Bundestag. Größer werdende 
Teile der Gesellschaft sind geprägt von einem konservativen 
und reaktionären Zeitgeist, für welchen nicht alleine die AfD 
verantwortlich ist. Das macht es in diesen Zeiten für progres-
sive Kräfte schwer. Dennoch hat DIE LINKE bei den vergange-
nen Bundestagswahlen ein insgesamt gutes Ergebnis erzielt. 
Insbesondere in den alten Bundesländern sind uns bedeut-
same Stimmenzuwächse gelungen. Im Osten mussten wir 
auch einige Stimmverluste zur Kenntnis nehmen. Diese Ent-
wicklung ist symptomatisch für den strukturellen Umbruch, 
welchen DIE LINKE aktuell erlebt. Wir erschließen neue, ur-
bane Schichten. Die Partei verjüngt sich und arbeitet enger 
mit einer breiteren gesellschaftlichen linken Bewegung zu-
sammen.

DIE LINKE Frankfurt (Oder) befindet sich ebenso im Wandel. 
Wir haben uns geöffnet und sind trotzdem, aber auch gera-
de deswegen, die stärkste Kraft wenn es um konsequent lin-
ke Politik geht: sozial, gerecht, antifaschistisch, für Frieden, 
für Alle. Unser Ziel ist, das Leben für alle Menschen in Frank-
furt nicht nur einfacher, sondern auch gerechter zu machen. 
Uns ist bewusst, dass wir mit aktueller Kommunal- und Lan-

despolitik allein nicht die nötigen Rahmenbedingungen schaf-
fen können, um die Gesellschaft hin zu einer gerechteren Ge-
sellschaft verändern zu können. Dennoch gibt es auch in un-
serem direkten politischen Wirkungsbereich Chancen, das Le-
ben von vielen Menschen zu verbessern. Diese Chancen wol-
len wir nutzen, gemeinsam mit allen Bündnispartner*innen, 
die diese Ziele teilen. 

2. Schwerpunkte der  
politischen Arbeit 

Mit unserer politischen Arbeit in Frankfurt (Oder) als starke, 
gestaltende politische Kraft wollen wir zu einer Veränderung 
der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse in der Bundesrepu-
blik Deutschland beitragen, mit dem Ziel eine solidarische 
Umgestaltung der Gesellschaft und eine linke demokratische, 
soziale, ökologische und friedliche Politik durchzusetzen.

Bis zum Abschluss der Oberbürger-meister*inwahl liegen die 
Prioritäten des Kreisvorstandes insbesondere im Wahlkampf, 
der Planung des Brückenfestes und der Sicherstellung des 
laufenden Geschäftsbetriebes. Im Mai 2018 wird ein Kreis-
parteitag stattfinden, welcher sich mit der weiteren Zukunft 
beschäftigen wird.

2.1. Außerparlamentarische Arbeit

2.1.1. Wahlkämpfe

In den kommenden zwei Jahren finden die Oberbürger-
meister*inwahl in Frankfurt, die Wahl des Europäischen Par-
laments, die Kommunalwahlen und die Wahl des Landtages 
Brandenburg. Wir wollen sie mit persönlichem Engagement 
erfolgreich bestreiten.

Die Aufgabe des Kreisvorstandes dabei ist es, die inhalt-
lichen, organisatorischen, personellen und fianziellen Vorbe-
reitungen im Kreisverband voranzutreiben. Für die Durchfüh-
rung der Wahlkämpfe wird ein Wahlteam eingesetzt, welches 
gemeinsam mit dem Kreisvorstand die Leitung der Wahl-
kämpfe übernimmt.

Am 4. März 2018 entscheiden die Frankfurter*innen 
über die Zukunft unserer Stadt – sie wählen eine*n neuen 
Oberbürgermeister*in. Für uns als LINKE ist klar: Ein „Wei-
ter so“ darf es nicht geben. Gemeinsam mit Bündnis 90/
Die Grünen und weiteren politischen Gruppierungen und 
Unterstützer*innen gehen wir in die Oberbürgermeister*inwahl. 

Unser Ziel ist ein Generations- und Kulturwechsel an der Ver-
waltungsspitze. Wir setzen dabei auf Kooperation und Team-

Leitantrag an den 6. Kreisparteitag, 1. Tagung am 14. Oktober 2017
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arbeit statt Streit und Uneinigkeit. Mit einem LINKEN Ober-
bürgermeister werden wir dafür sorgen, dass die Menschen 
in unserer Stadt über wesentliche Weichenstellungen mitre-
den, mitdiskutieren und mitentscheiden können.

Wir wollen eine liebenswerte, menschenwürdige und weltof-
fene Stadt - ein Frankfurt für alle! 

2.1.2. Außerparlamentarische Aktivitäten zwischen 
den Wahlkämpfen

Den Zeitraum zwischen dem Oberbürgermeister*inwahlkampf 
und dem Beginn des Kommunal- und Europawahlkampfes 
wollen wir nutzen, um unsere alternativen Reformprojekte be-
kanntzumachen (z.B. Eine Rente zum Leben, Armut bekämp-
fen, Bezahlbare Mieten, Gesundheit). Uns muss es noch bes-
ser gelingen, die praktischen Auswirkungen unserer politi-
schen Forderungen auf die Lebenswelt von in Frankfurt le-
benden Menschen hervorzuheben. Dazu organisieren wir In-
fostände, thematische Gesprächsrunden und bieten sowohl 
unseren Mitgliedern als auch Sympathisant*innen und inte-
ressierten Bürger*innen Mitmachangebote. 

2.1.3. Zusammenarbeit mit sozialen Bewegungen 
und Zivilgesellschaft

Außerparlamentarische Bewegungen können Druck auf die 
Politik ausüben und so Verbesserungen erreichen. Die Frank-
furter Zivilgesellschaft ist bunt und vielfältig. Gewerkschaf-
ten, Initiativen, Verbände und Vereine bereichern das Leben 
in unserer Stadt und leisten durch das Fördern von Werten 
wie Vielfalt, Toleranz, Mitmenschlichkeit und soziale Gerech-
tigkeit wichtige Arbeit gegen Rassismus, Fremdenfeindlich-
keit und Diskriminierung. Dieses Engagement wollen wir för-
dern und stärken. Wir sind auch weiterhin Partner für sozi-
ale Bewegungen. Die Zusammenarbeit mit den Gewerkschaf-
ten werden wir vertiefen. Beschäftigte im Arbeitskampf, im 
Streiten für bessere Arbeitsund Lohnbedingungen zu unter-
stützen, ist für uns selbstverständlich. Es gilt die Selbstakti-
vität der Menschen und den Widerstand gegen herrschende 
Verhältnisse zu stärken. 

2.1.4. Brückenfest

Das Brückenfest ist das einzige politsche Volksfest für die 
ganze Familie in unserer Stadt. Jedes Jahr besuchen uns gut 
20.000 Menschen um sich informieren und zu diskutieren, mit 
uns, unseren Partner*innen und anderen Teilnehmer*innen 
des Brückenfestes. In Auswertung des 25. Brückenfestes 
haben wir uns über die Zukunft des Festes verständigt. Der 
Kreisvorstand wird beauftragt, auf einer noch dieses Jahr 
stattfindenden Tagung des Kreisparteitages ein entspre-
chendes Grundsatzpapier zur Diskussion und Beschlussfas-
sung vorzulegen. 

2.2. Parlamentarische Arbeit

In Frankfurt sind Politiker*innen der LINKEN von kommunaler 
bis europäischer Ebene vertreten. Der Kreisverband der LIN-
KEN in Frankfurt erwartet ein hohes Maß an Engagement für 
die Region in und um Frankfurt, sowie für die Parteigliede-
rungen. Auf Gesamtmitgliederversammlungen, öffentlichen 
Veranstaltungen, Sprechstunden, über die Pressearbeit, so-
wie im Roten Hahn und unseren OnlineAngeboten informie-
ren sie regelmäßig über ihre Arbeit. Des Weiteren suchen sie 
den Kontakt zu Bürgerinnen und Bürgern und bringen sich in 
Diskussionsprozesse ein. 

3. Parteientwicklung
Eine wesentliche Voraussetzung für die erfolgreiche Umset-
zung der Schwerpunkte der politischen Arbeit unseres Kreis-
verbandes ist, die Aktionsfähigkeit des Kreisverbandes si-
cherzustellen und auf sich abzeichnende Veränderungen zu 
reagieren.

3.1. Die Rolle der Kreisgeschäftsstelle

Aufgabe der Kreisgeschäftsstelle ist die Unterstützung der 
Arbeit des Kreisverbandes, seiner Organe und Gremien so-
wie der im Kreisverband wirkenden Zusammenschlüsse. Sie 
soll das Organisationszentrum unseres Kreisverbandes und 
auch eine attraktive, moderne Kommunikationszentrale sein, 
in der die über verschiedene Wege kommenden Informatio-
nen gebündelt und an die Mitglieder verteilt werden. Mit ihr 
wollen wir unsere Partei im Stadtbild sichtbar machen. In ihr 
soll über LINKE Politikangebote informiert werden, sie soll 
zentraler Treffpunkt für Mitglieder sein, durch einladende An-
gebote Bürger*innen interessieren und den Kreisverband per-
sönlich ansprechbar präsentieren. Der Kreisvorstand wird be-
auftragt, die Kreisgeschäftsstelle so aufzustellen, dass diese 
den vorstehend formulierten Anspruch erfüllen kann. 

3.2. Die Rolle der bestehenden 

Basisorganisationen

Die Basisorganisationen bilden das Rückgrat der Partei. Durch 
sie wird das Mitgliederleben organisiert und erfahrbar ge-
macht. Es ist darauf zu achten, dass sie auch weiterhin Heim-
stätte für bisherige Mitglieder bleiben. Der persönliche Kon-
takt und die Einbeziehung von erkrankten Mitgliedern muss 
witerhin ein wichtiger Bestandteil der Mitgliederpflege durch 
die Basisorganisationen sein. Zur konkreteren Gestaltung und 
Aktivierung der politischen Arbeit in den städtischen Wahl-
kreisen ist das Zusammenwirken der Basisorganisationen mit 
den gewählten Stadtverordneten weiterzu intensivieren, be-
sonders in Vorbereitung der Kommunalwahlen.

Insbesondere jüngere Neumitglieder sind eher jenseits der 
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Basisorganisationen aktiv. Diese Situation nehmen wir zum 
Anlass, um uns darüber zu verständigen, wie uns die Integra-
tion von Neumitgliedern in die Strukturen unserer Partei ge-
lingen kann.

3.3. Mitgliedergewinnung und  

Mitmach-Möglichkeiten

Die Mitgliedergewinnung muss eine Hauptaufgabe in der Mit-
gliederarbeit unseres Kreisverbandes werden. Darum werden 
wir eine Initiative starten, mit der wir gemeinsam mit ande-
ren Kreisverbänden den Landesvorstand dazu auffordern die 
Entwicklung einer Mitgliedergewinnungskampagne im Lan-
desverband zu steuern. Der Kreisvorstand wird beauftragt, 
sicherzustellen, dass eines seiner Mitglieder die Verantwor-
tung für die Steuerung der Mitgliedergewinnung übernimmt. 
Dazu wird die AG Mitgliedergewinnung aktiviert. 

Die bestehenden Mitmach-Möglichkeiten sollen auf den Prüf-
stand gestellt, wenn erforderlich qualifiziert und neue Mit-
mach-Möglichkeiten allen Mitgliedern Kreisverbandes aber 
auch Sympathisant*innen angeboten werden. Die Möglich-
keiten für die Beteiligung an parteipolitischen Aktivitäten und 
die Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Freizeit miteinander 
zu verknüpfen, muss dabei im Fokus stehen. Ziel ist, die Ak-
tionsfähigkeit unseres Kreisverbandes sicherzustellen und 
zu steigern. Wichtig für einen funktionierenden Kreisverband 
und die Absicherung zu besetzender Mandate auf Kommunal-
ebene ist die Gewinnung und Entwicklung von Personal für 
die Funktionen im Kreisverband und für die Mandate. Dies 
soll eine ständige Aufgabe sein. 

3.4. Politische Bildung und  

Qualifizierung der Mitgliedschaft

In Zusammenarbeit mit der Kommission Politische Bildung 
beim Landesvorstand und anderen Partnern werden wir 
2018 und 2019 je zwei offene Tage der politischen Bildung 
für Mitglieder und interessierte Sympathisant*innen organi-
sieren. Eine weitere Aufgabe ist die Reaktivierung der AG Po-
litische Bildung, wobei in und außerhalb unserer Basisorga-
nisationen für die Mitarbeit in der AG geworben werden soll. 
Zur Stärkung der Personalentwicklung im Kreisverband sol-
len entsprechende Bildungsangebote des Landesverbandes, 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung und des kommunalpolitischen 
Forums genutzt werden. 

3.5. Öffentlichkeitsarbeit und  

parteiinterne Kommunikation

Auch zukünftig sollen die Informationsbedürfnisse unserer 
Mitglieder und der interessierten Öffentlichkeit mit unserem 

Informationsblatt Der Rote Hahn, unsere Webseite, unserer 
Präsenz in den sozialen Medien, Anzeigen sowie Pressemit-
teilungen bedient werden. Dabei ist es stets Ziel, die Präsenz 
unserer Partei qualitativ und quantitativ zu erhöhen. 

Der Rote Hahn soll zum Einen über die parteipolitischen Ak-
tivitäten unseres Kreisverbandes, die Arbeit der Stadtfrakti-
on und das innerparteiliche Leben informieren, zum Anderen 
auch den Blick über den Tellerrand öffnen. Dies ist nur mög-
lich, wenn sich viele Mitglieder dafür engagieren. Wir streben 
an, die AG Der Rote Hahn weiter zu stärken. Neben der He-
rausgabe des Roten Hahnes im Papierformat wird dieser auch 
auf der Homepage unseres Kreisverbandes veröffentlicht und 
in sozialen Medien verbreitet.

Die Homepage unseres Kreisverbandes soll attraktiver ge-
staltet und ihre Aktualität sichergestellt werden. Für ihre Pfle-
ge wollen wir interessierte Genoss*innen gewinnen. Im Rah-
men der parteiinternen Kommunikation wird der regelmäßi-
ge Informationsaustausch zwischen dem Kreisvorstand und 
den Basisorganisationen sowie Zusammenschlüssen organi-
siert. Interessierten Mitgliedern sollen darüber hinaus offene 
Foren, Werkstattgespräche und thematische Mitgliederver-
sammlungen angeboten werden, in denen sie politische The-
men diskutieren und sich an den Politikentwicklungsprozes-
sen beteiligen können. 

3.6. Zusammenarbeit mit dem 

Kreisverband Oder-Spree

Wir wollen die Zusammenarbeit mit dem Kreisverband Oder-
Spree intensivieren. Wir streben an, dass die Kreisverbände 
Oder-Spree und Frankfurt (Oder) mit einem/einer gemein-
samen Kandidatin/Kandidaten zur Wahl des neuen Landes-
vorstandes während der 1. Tagung des 6. Landesparteitages 
antritt.
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Zur Diskussion dieser Frage hatte DIE LINKE in Berlin Neukölln am 25. Oktober
ins Abgeordnetenbüro RigoRosa eingeladen.

Kann ein Einwanderungsgesetz links sein?

Es diskutierten die Juristin Dr. Lena 
Kreck, die an einem ersten Entwurf 

für ein linkes Einwanderungsgesetz mit-
gewirkt hat, sowie die LINKE-Bundes-
tagsabgeordnete Ulla Jelpke mit dem Pu-
blikum. Die Moderation übernahm Bun-
desvorstandsmitglied Katharina Dahme. 
Das Entwurfspapier, welches seit Januar 
2017 veröffentlicht ist, sei, so Kreck, ein 
offenes Diskussionsangebot, welches 
das Parteiprogramm mit der Formulie-
rung der „offenen Grenzen“ konkret ma-
che.

Sie ging auf drei Punkte ein. Erstens 
sollte ein solches Gesetz das Asylrecht 
wieder ausbauen, wobei es um die Er-
weiterung um wirtschaftliche, sozi-
ale und kulturelle Rechte für die gehe, 
die nach Deutschland kämen. Zweitens 
schlage das Papier vor, die derzeitige Lo-
gik des Aufenthaltsgesetzes grundsätz-
lich in Frage zu stellen, nach der nur sol-
che Personen hier bleiben dürfen, die 
sich selbst wirtschaftlich tragen können. 
Der Formulierungsvorschlag laute da-
her, dass all jene eine Aufenthaltsgeneh-
migung bekämen, die hier „einen sozia-
len Anknüpfungspunkt“ hätten. Drittens 
spreche man sich eindeutig für die mehr-
fache Staatsangehörigkeit aus, um bei-
spielsweise auch die politische Teilhabe 
nicht von einer deutschen Staatsange-
hörigkeit abhängig zu machen.

Ulla Jelpke, die nach eigenen Angaben 
seit 2000 an dieser Debatte beteiligt 

ist, warf Kritik in den Raum. Sie fragte: 
Welchen Ertrag brächte ein solcher Ge-
setzesvorschlag in der aktuellen gesell-
schaftlichen Situation, in der sogar der 
Vorstoß einer CDU-Kanzlerin, Geflüch-
tete hier in Deutschland willkommen 
zu heißen, den gesellschaftlichen Dis-
kurs nicht nach links, sondern eher nach 
rechts verlagert habe? Jelpke wies da-
raufhin, dass uns als Teil der linken ge-
sellschaftlichen Kräfte ohnehin die 
Mehrheiten – auch im Parlament – für 
die Umsetzung eines solchen Konzepts 
fehlten. Sie sei dann auch nicht bereit, 
daran mitzuwirken, wer unter den Ge-
sichtspunkten kapitalistischer Verwert-
barkeit in Deutschland bleiben dürfe 
und wer nicht, denn das sei die vorherr-
schende Logik. 

Wir müssten mit einem Gesetz aber 
auch gezwungenermaßen Vorschläge 
machen, wie zu regeln sei, wer Deutsch-
land verlassen müsse. Sie lehne Zwangs-
abschiebungen aber entschieden ab; 
gleichzeitig befürchte sie eine Überfor-
derung, wenn ein solches Gesetz, wie in 
dem Papier vorgeschlagen, in Kraft trete. 
Die Mitgliedschaft in einem Sportverein 
als „sozialen Anknüpfungspunkt“, ein 
Beispiel, welches in der Debatte aufkam, 
halte sie für nicht ausreichend.

Die Bundestagsfraktion arbeitet derzeit 
in vielerlei Hinsicht daran, Menschen 
das Bleiberecht zu ermöglichen. Jelp-
ke schlug die Ausweitung des Schutzbe-

griffes vor, was bedeute, dass die Liste 
der anerkannten Fluchtursachen ausge-
weitet würde – dies betreffe zum Bei-
spiel extreme Armut.

Hier fanden die Argumentationsli-
nien von Jelpke und Kreck zusam-
men, da die von Kreck angespro-
chene Ausweitung des Aufenthaltsge-
setzes auf wirtschaftliche Menschen-
rechte im Grunde Ähnliches meint. 
Die Diskussion brach auch nach Ende 
der Veranstaltung nicht ab, denn die in-
tensive Debatte dazu innerhalb der Par-
tei ist gerade erst angelaufen. Das Pa-
pier ist öffentlich und sollte genutzt wer-
den, um zu diskutieren, welche Rolle DIE 
LINKE in der aktuellen Diskussion um 
Migration und insbesondere um Einwan-
derung nach Deutschland spielen sollte.  

Gesine Dannenberg
DIE LINKE. Potsdam

Spahn - fauler Versager
Eine Erhöhung des Renteneintrittal-

ters bedeutet de facto Rentenkür-
zung und Enteignung. Denn Viele, ge-
rade diejenigen, die körperlich hart ar-
beiten, arbeiten jetzt schon nicht bis 
zum Renteneintrittsalter, weil sie es 
körperlich schlicht nicht können. Je-
des Jahr weiter weg von der (sowie-
so geringen) Rente bedeutet ein Jahr 

mehr Stress mit Amt und Behörden, 
um wenigstens überleben zu können. 
 
Dabei zeigt sich eins: Enteignung ist nur 
schlimm, wenn sie Reiche treffen soll. 
Dabei ist der Wohlstand, in dem wir le-
ben, erarbeitet von allen und nicht den 
wenigen Reichen. Aber das interessiert 
diese neoliberalen Gewinnertypen wie 

Jens Spahn nicht - für ihn ist es selbst-
verständlich, dass andere für ihn arbei-
ten und er ihnen dann erklärt, dass sie 
faule Versager sind.

Julia Schramm
Landesvorstand DIE LINKE. Berlin
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Ein erfülltes Leben
Andenken an Genossin Rosmarie Matting

Die Genossinnen und Genossen der 
Basisgruppe Süd  sind betroffen 

vom Tod unserer Genossin Rosemarie 
Matting am 14. November, zwei Tage vor 
ihrem 80. Geburtstag.

Bis zuletzt war Rosi, wie sie von allen ge-
nannt wurde, voll Tatendrang und Opti-
mismus. Lange hat Rosi mit ihrer Krank-
heit gekämpft und dabei nie den Mut 
verloren. Rosi Matting hat als Kind die 
Schrecken des Krieges erlebt. 

Das hat sie politisch geprägt in ihrem un-
beugsamen Eintreten für die Sicherung  
des Friedens in der Welt und die Freund-
schaft zur Sowjetunion. Als Konsequenz 
dieser Haltung hat sie den Weg in die FDJ 
und SED gefunden. Viele Mitglieder un-
ser Kreisorganisation der Partei DIE LIN-
KE kennen Rosi Matting als unsere „Nel-
kenrosi“.

Vom ersten Brückenfest an hat sie Mai-
nelken gebastelt. Aus dem Spendenerlös 
konnte jedes Jahr ein größerer Geldbe-
trag für Kinderhilfsprogramme überge-
ben werden.

In den letzten Jahren hat Rosi vermehrt 
Genossinnen und Sypathisantinnen in 
die Herstellung der Mainelken einbezo-
gen.

Das ist nun die Grundlage dafür, daß ihre 
Nelken auch in Zukunkt das Brückenfest 
bereichern. In der Basisgruppe hatte 
Rosi über viele Jahre die Verteilung des 
„Roter Hahn“ an Mitglieder und Sympa-
thisanten übernommen.

Außerdem  kümmerte sie sich um  Ge-
nossen, die im Seniorenheim unterge-
bracht waren oder außerhalb Frankfur-
ts wohnten. 

Viel Kraft und Einsatz leistete Rosi für 
und mit Kindern, denn ihr Herz schlug 
immer für Kinder. Legendär sind die vie-
len Teddys aus ihrer Bastelwerkstatt, die 
viele Kinder sogar bis nach Witebsk be-
gleitet und getröstet haben. Auch bei der 
Vorbereitung und Durchführung der Ver-
anstaltungsreihe „Wir sind eine große 
Familie“ war Rosi vor 1990 aktiv tätig.

So ist ihr Leben  auf vielfältige Weise mit 
der kulturellen Entwicklung Frankfurts 
verknüpft. Wir werden  Rosi Matting in 
ehrender Erinnerung behalten.

Frank Mende

Rosemarie Matting 
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Es gibt Menschen deren Lebenswege 
immer wieder die eigenen kreuzen. 

Ingolf Lenz war so einer. Anfang der 
Achtziger Jahre, hatte ich meine erste ei-
gene Bude in der Großen Müllroser Stra-
ße bezogen. Außer einem alten Schu-
ster wohnten in dem Haus nur noch jun-
ge Leute, denn das Haus war so verfal-
len, daß man keine Wohnungszuweisung 
brauchte, um dort einzuziehen. Ein OK 
des Verwalters reichte. Es war ein West-
grundstück.

Das Klo war auf der halben Treppe und 
im Winter frohren die Wasserleitungen 
ein. Unsere Wohnungseinrichtungen äh-
nelten sich. Ein Bücherregal aus Bierki-
sten, eine alte Anrichte und ein Schreib-
tisch vom Sperrmüll. Auf dem Boden la-
gen Matratzen. Wir wollten damals an-
ders sein. Alles anders machen als die 
Alten. Wir waren alternativ und hatten 
keine Fernseher, dafür aber Stereoanla-
gen mit großen Boxen. Aus denen dröhn-
ten die Songs von den Scherben (TSS, 
oder „Ton, Steine, Scherben“). 

„Keine Macht für Niemand“ und „Macht 
kaputt, was euch kaputt macht“ waren 
so etwas wie Hymnen für uns. 

Unsere Wohnungen waren nicht abge-
schlossen. Leute kamen und gingen. 
Abends saßen wir bei dem, der Kohlen 
zum Heizen hatte, oder etwas zum Trin-
ken. Irgendwer war immer zu Besuch. 
Auch Ingolf Lenz tauchte da öfter mal 

auf. Auf seiner Gi-
tarre spielte er die 
Rio Reiser Songs 
auf eine eigene 
Art. Wir diskutier-
ten, hörten Musik 
und soffen mit-
einander. Dann 

schnappte mir Ingolf die Freundin weg 
und kam erst mal nicht mehr in unser 
Haus. Ich musste dann zur Armee und 
so verloren wir uns aus den Augen.

Rund 10 Jahre später – Anfang der Neun-
ziger, traf ich Ingolf zufällig am Helene-
see wieder. Noch immer war er der Mann 
mit der Gitarre, der für und in seine Mu-
sik lebte. Ich hingegen verkaufte Pizzen, 
hatte eine kleine Firma aufgebaut und 
verdiente Geld. Viel hatten wir uns da 
nicht zu sagen. Ein erfreutes „Hallo“ und 
ein paar Sätze mit „Weist Du noch . . .“ 
Unsere Lebenswelten waren andere ge-
worden.

Wieder vergingen ein paar Jahre und ich 
hatte begonnen Ende der Neunziger, An-
fang der Zweitausender ein paar Kon-
zerte im Gleis 1, dem ehemaligen Bahn-
hofsrestaurant, zu veranstalten. Irgend-
wann in dieser Zeit standen dann Man-
ni Bierke und Ingolf Lenz vor mir und 
verkündeten, sie seien nun das Kult-
duo „Bierke & Lenz“ und würden gern 
mal spielen. Es waren deutschsprachige 
Songs, die die Zuhörer oft zwar kannten, 
aber erst beim zweiten Zuhören wieder-
erkannten. 

Das Kultduo hatte sie völlig neu arran-
giert und interpretiert. Die Lieder wa-
ren meist fröhlich, aber auch ernsthafte 
Songs spielten sie mit einem Augenzwin-
kern. Mir gefiel das. 

Bierke und Lenz verstanden sich als 
Kneipensänger. Als Dienstleister in Sa-
chen Musik für die Leute. Ingolf suchte 
nach Songs, sang und spielte Gitarre, 
während Manni den Bass zupfte, rezi-
tierte und sich um die Geschäfte küm-
merte. Auf der Bühne verschmolzen sie 
zu einer Einheit und spielten sich die Bäl-
le zu.

Es ergab sich, daß wir nun mehrmals pro 
Jahr gemeinsame Termine hatten und 
gern miteinander arbeiteten. Einer die-
ser Termine war über viele Jahre der 1. 
Mai. Mehr als 15 Jahre begleitete das 
Kultduo musikalisch die Diskussionen 
auf der Politbühne des Brückenfestes in 
Frankfurt. Aber auch bei Straßenfesten, 
Weihnachtsmärkten, Kneipenabenden, 
betrieblichen und privaten Feiern sahen 
wir uns. 

In den letzten Jahren betrachtete Ingolf 
die Muggen im Kultduo zunehmend als 
reinen Broterwerb. Er widmete sich wie-
der mehr eigenen Projekten, denen der 
kommerzielle Erfolg verwehrt blieb. Das 
war ihm egal. Ingolf brannte für seine 
Musik, fand immer wieder Songs „die 
wahr“ waren. Ich habe ihm gerne zuge-
hört. Aber wir hatten zwei verschiedene 
Lebenswelten. Nur einmal fanden wir 
wirklich einen Draht zueinander. Das war 
in den Achtzigern beim Weltverbessern. 
Das ist nun fast 40 Jahre her. Aber wir 
sind uns immer wieder gern begegnet. 

Ingolf, mach ś gut – und vielleicht begeg-
nen wir uns ja irgendwann, irgendwo, da 
oben mal wieder.                                                                   

Bernhard Sobanski

„Tschüss Ingolf!“ Zum Tod von Ingolf Lenz
Ingolf Lenz ist tot. Gerade einmal 60 Jahre ist er alt geworden. Viele kannten ihn als den Sänger und 
Gitarristen des Kultduos „Bierke und Lenz“. Weit über 10 Jahre begleitete die beiden Musikanten das 
Programm der Politbühne beim Brückenfest am 1. Mai. Nun ist die Stimme von Ingolf verstummt 
und sein Gitarrenspiel verklungen. 

Ingolf Lenz auf dem Brückenfest 2009
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#metoo - konsequent 
statt Konsequenzen

Vor nun zwei Wochen begann im 
Netz der Hashtag #metoo viral 
zu gehen. Mit ihm berichteten 

zumeist Frauen von ihren Erfahrungen 
mit sexueller Belästigung und Übergrif-
fen. Der Anstoß kam zwar zu dieser Zeit 
aus Hollywood, wurde aber bald inter-
national und von unterschiedlichsten 
sozialen Gruppen benutzt. Erst einmal 
ein wichtiger Schritt, der verdeutlicht, 
dass vermutlich jede Frau (und auch 
einige Männer) in ihrem Leben immer 
wieder sexuell belästigt wird.

Leider ist es den meisten irgendwie 
schon klar gewesen, dennoch ist es 
möglicherweise eine andere Qualität, 
es auf Facebook auch von Verwand-
ten und Bekannten zu lesen oder von 
den sonst so perfekten Frauen aus dem 
Showbiz. Dennoch ist es ein Schein-
werfer der auf #metoo gerichtet ist, der 
nur jene beleuchtet die sich ins Licht 
trauen und gesehen bzw. gelesen wer-
den wollen. Im Dunkeln liegt noch viel 
mehr. Außerdem wird er möglicherwei-
se nicht lange strahlen. 

Wie auch bei dem Hashtag #aufschrei, 
wird die öffentliche Debatte um das 
Thema sexualisierte Gewalt und All-
tagssexismen nur kurze Zeit anhalten, 
alle sind empört und finden es ganz 
schlimm und ein paar Wochen später 
redet niemand mehr darüber. Klingt zy-
nisch? Nun ja, leider sieht die gesell-
schaftliche Situation gerade eher nach 
einem Backlash aus, als nach dem Mo-
ment, in dem wir es schaffen, nachhal-
tig etwas an sexistischen Strukturen zu 
ändern. Mit der rechts-konservativen 
Mehrheit im Bundestag und der AfD 
in vielen Landes- und Kommunalparla-
menten sind feministische und antise-
xistische Vorstöße auf institutioneller 
Ebene eher unwahrscheinlich. 

Es braucht also ein breites zivilgesell-
schaftliches Bündnis, in dem wir für 
Veränderungen kämpfen. Für sexuel-
le Selbstbestimmung und für das Auf-
brechen von patriarchalen Machtstruk-
turen, die Sexismus befördern, denn 
sie sind die Grundlage. Wir müssen den 
Finger immer wieder in die Wunde le-
gen, auch wenn es weh tut. Damit mei-
ne ich auch in der eigenen Partei und 
politischen Organisation ansprechen zu 
können, wenn ich Verhalten sexistisch 
und übergriffig empfinde, ohne als hy-
sterisch oder übersensibel abgestem-
pelt zu werden, denn auch unsere Par-
tei ist nicht frei von Sexismus, sie ist 
Teil dieser Gesellschaft. 

Als ich #metoo postete, überlegte ich, 
ob ich eine Geschichte dazu schreibe. 
Mir würden unzählige einfallen – leider 
– viele auch aus meiner politischen Ar-
beit. Ich habe es nicht getan, weil ich 
dachte es würde mir vorgeworfen wer-
den, als parteischädigend. Dann habe 
ich mich über diesen Gedanken ge-
ärgert, weil ich mich damit genau in 
die benannten Strukturen begebe die 
Frauen immer wieder zum Schweigen 
bringen. Ich habe mich zu oft nicht ge-
traut zu sagen, wenn ich etwas falsch 
oder übergriffig fand, aus Angst vor den 
Konsequenzen. Das gilt für die Ange-
stellte, die Angst um ihren Job hat und 
das Klima auf Arbeit, wenn sie über se-
xistische Vorfälle in der Firma berichtet, 
das gilt aber ebenso für Frauen in Par-
teien, die – um nicht der Störenfried zu 
sein oder von den „eigentlichen politi-
schen Themen abzulenken“ – schweigt. 
Wir müssen Strukturen verändern – in-
tern und extern. 

Claudia Sprengel
Parteivorstand DIE LINKE


